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Vorwort


Das vorliegende Tutorium stellt Verfahrensvorschriften des Europäischen Patentpakets dem deutschen Prozessrecht gegenüber. Der Schwerpunkt liegt auf der Durchsetzung von Patenten mit einheitlicher Wirkung, insbesondere mittels Verletzungsklage, Einstweiliger Anordnung und Beweissicherung.


Das Prozessrecht für Einheitspatentverfahren verteilt sich auf den ersten Blick unsystematisch im Einheitspatentgerichtsübereinkommen (EPGÜ) und in der Einheitspatent-Verfahrensordnung EPVO. Es gab jedoch entstehungsbedingte Gründe dafür, die das Tutorium u.a. zu beleuchten sucht. Durch die vergleichende Betrachtung fällt zudem auf, dass auch das Prozessrecht für deutsche Patentverfahren keineswegs aus einer Rechtsquelle stammt, sondern sich - u.a. bedingt durch das Trennungsprinzip - Prozessrechtssondernormen für das Nichtigkeitsverfahren im Patentgesetz (PatG) befinden, während das Verletzungsverfahren auf die Zivilprozessordnung (ZPO) zurückgreift.


Insbesondere die EPVO ist derzeit nur in Englisch verfügbar. Das Tutorium ist jedoch in Deutsch gehalten, um eine indirekte Übersetzung bereitzustellen und den gerade in einer Fremdsprache nicht so ohne weiteres zu erfassenden Normengehalt eingängiger zu vermitteln.


Das Tutorium richtet sich hauptsächlich an Teilnehmer des zweijährigen CEIPI/epi Grundkurses Patentrecht, der vom European Patent Institute (epi) in Zusammenarbeit mit dem Centre d'études internationales de la propriété intellectuelle (CEIPI) der Université de Strasbourg organisiert wird. Es entstand als begleitendes Material zu Modul L.2, Einheitspatent, für die Teilnehmer des Münchner Kurses. Gleichermaßen können auch andere am Einheitspatent interessierte Leser von diesem Tutorium profitieren.


Freising, 10. Mai 2017


Thomas Kimpfbeck


Patentassessor


European Patent Attorney




"Comparativo est omnis investigativo"


Alles Forschen ist Vergleichen


Nicolaus von Cues, Strasbourg, 1488




§ 1 ENTSTEHUNG DES EINHEITSPATENTS UND DES EPGÜ


Ein lange bestehendes Bedürfnis nach einem durchgängig einheitlichen europäischen Patentsystem besteht nicht zuletzt durch die EU-Markenrechtsverordnung, die Gemeinschaftsgeschmacksmusterverordnung und das schon 1975 unterzeichnete aber nie vollständig ratifizierte Übereinkommen über das europäische Patent für den Gemeinsamen Markt, kurz GPÜ. Das GPÜ ist übrigens gemäß Art. 13 (1) lit. a VEP offiziell noch immer Prüfungsstoff für die Europäische Eignungsprüfung1.


Durchgängig einheitlich meint dabei nicht nur das einheitliche Erteilungs- und Einspruchsverfahren gemäß Europäischem Patentübereinkommen (EPÜ) sondern darüber hinaus eine Rechtsordnung, die eine einheitliche Durchsetzung und Invalidierung ermöglicht. Am 17. Dezember 2012 wurden dazu zwei EU-Verordnungen erlassen, nämlich:




	die Verordnung (EU) Nr. 1257/2012, im Folgenden Einheitspatent-VO genannt und


	die Verordnung (EU) Nr. 1260/2012, im Folgenden Übersetzungs-VO genannt.





EU-Verordnungen zählen zum sog. Sekundärrecht der Union; sie gelten allgemein und unmittelbar in jedem Mitgliedsstaat, Art. 288 AEUV. Unionsrechtlich zeichnet diese beiden Verordnungen eine Besonderheit aus. Sie gelten nicht etwa für alle 28 EU-Mitgliedsstaaten, sondern für eine Untermenge. Diese Untermenge von EU-Mitgliedsstaaten haben sich entschieden das Instrument der sogenannten Verstärkten Zusammenarbeit, Art. 326 ff. AEUV zu verwenden.


Die Verstärkte Zusammenarbeit ist unter folgenden Bedingungen möglich:




	Eine Verstärkte Zusammenarbeit achtet die Verträge und das Recht der Union.


	Sie darf weder den Binnenmarkt noch den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt beeinträchtigen.


	Sie darf für den Handel zwischen den Mitgliedstaaten weder ein Hindernis noch eine Diskriminierung darstellen noch darf sie zu Verzerrungen des Wettbewerbs zwischen den Mitgliedstaaten führen (vgl. Art. 326 AEUV).


	Eine Verstärkte Zusammenarbeit achtet die Zuständigkeiten, Rechte und Pflichten der nicht an der Zusammenarbeit beteiligten Mitgliedstaaten.


	
Die nicht an der Zusammenarbeit beteiligten Mitgliedsstaaten stehen der Durchführung der Verstärkten Zusammenarbeit durch die daran beteiligten Mitgliedstaaten nicht im Wege (vgl. Art. 327 AEUV).


	Die Verstärkte Zusammenarbeit ist nicht in den Bereichen möglich, für die die Union ausschließliche Zuständigkeit besitzt (vgl. Art. 329 (1) AEUV). Diese ausgenommenen Bereiche umfassen: Europäische Zollunion, Wettbewerbsregeln, Währungspolitik, Fischereipolitik und gemeinsame Handelspolitik. Ferner ist die verstärkte Zusammenarbeit in den Bereichen Außen- und Sicherheitspolitik explizit ausgeschlossen. Interessant dürfte insbesondere die nun erzwungene Trennung zwischen EPGÜ und Unions-Wettbewerbsrecht sein. Sind diese Normenbereiche doch traditionell eng miteinander verknüpft, vgl. Ergänzender Wettbewerbsrechtlicher Leistungsschutz.





Am 19. Februar 2013 unterzeichneten ferner 25 EU-Mitgliedsstaaten das Einheitspatentgerichtsübereinkommen (EPGÜ). Das EPGÜ ist im Unterschied zu den beiden EU-Verordnungen jedoch ein internationaler Vertrag, der gemäß Art. 84 (2) EPGÜ der Ratifikation nach Maßgabe der jeweiligen verfassungsrechtlichen Erfordernisse der Mitgliedstaaten bedarf. Das EPGÜ tritt am ersten Tag des vierten Monats nach Hinterlegung der dreizehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde gemäß Art. 84 EPGÜ, einschließlich der Hinterlegung durch die drei Mitgliedstaaten, in denen es im Jahr vor dem Jahr der Unterzeichnung des Übereinkommens die meisten geltenden europäischen Patente gab, in Kraft ("3+10 Ratifizierung").





	Land

	Ratifizierungsprozess

	Lokal- und Regionalkammern





	DE

	Der Bundesrat stimmte am 31.3.2017 de Einheitspatentpaket zu. Es wird angenommen, dass die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde in enger Abstimmung mit anderen Mitgliedsstaaten erfolgen wird.2


	Es soll vier Lokalkammern geben: München, Düsseldorf, Mannheim und Hamburg. München wird voraussichtlich Englisch als zweite Verfahrenssprache anbieten. Düsseldorf scheint hier zurückhaltender. Insgesamt steht noch nicht abschließend fest, ob alle Lokalkammern Englisch akzeptieren.





	FR

	Frankreich hat seine Ratifikationsurkunde am 14. März 2014 hinterlegt.

	Frankreich beabsichtigt eine Lokalkammer in Paris einzurichten. Diese wird aller Voraussicht nach in den Verfahrenssprachen französisch und englisch arbeiten. Diskussionen, ob auch deutsch akzeptiert werden soll, dauern an und deren Ausgang ist ungewiss. Das Verfahrenssprachangebot hängt auch von Regel 14 EPGÜVO, die Sprachbeschränkungen auf bestimmte Verfahrensteile betrifft.





	GB

	Die Zustimmung des Vereinigten Königreichs zum Einheitspatentpaket war für März 2017 geplant 3 . Premierministerin Theresa May hat am 29.3.2017 per Erklärung gemäß Art. 50 EUV den EU-Austrittsprozess eingeleitet (Brexit) und am 18.4.2017 die vorgezogene Neuwahl des parlamentarischen Unterhauses angekündigt. Es wird angenommen, dass das Parlament nach der Neuwahl zeitnah über das Einheitspatentpaket abstimmen wird.

	Großbritannien plant eine Regionalkammer in London.
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